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2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Beiträgen nach § 6 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes für straßenbauliche Maßnahmen 
(Straßenausbaubeitragssatzung)
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Beratungsfolge Sitzungstermin Status

Bauausschuss (Vorberatung) 15.09.2020 Ö
Verwaltungsausschuss (Vorberatung) 22.09.2020 N
Rat der Stadt Braunschweig (Entscheidung) 29.09.2020 Ö

Beschluss:

„Die 2. Änderung der Straßenausbaubeitragssatzung wird in der als Anlage 1 beigefügten 
Fassung beschlossen.“

Sachverhalt:

Die Beschlusskompetenz des Rates ergibt sich aus § 58 Abs. 1 Ziffer 5 NKomVG. Im Sinne 
dieser Zuständigkeitsnorm handelt es sich bei dieser Vorlage um einen Satzungsbeschluss, 
für den der Rat beschlusszuständig ist.

Die zurzeit gültige Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) für straßenbauliche Maßnahmen 
(Straßenausbaubeitragssatzung) ist vom 11. Mai 2010 in der Fassung der 
1. Änderungssatzung vom 21. Juni 2016.

Anlass für die 2. Änderung sind die Änderungen des NKAG und des Niedersächsischen 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (NGVFG) durch die Gesetze vom 
24. Oktober 2019, die ergangene Rechtsprechung und redaktionelle Aktualisierungen.

Die wesentlichen Änderungen sind die Reduzierung der Anliegerbeiträge durch veränderte 
Anrechnung von Fördermitteln, die Einführung einer weiteren zinsgünstigen 
„Abzahlungsmöglichkeit“ (Verrentung) und eine Anpassung in der Verteilungsregelung. Sie 
werden, ohne die notwendigen redaktionellen Aktualisierungen, wie folgt begründet:

zu § 4 Abs. 4 Sätze 2 bis 4 - Zuwendungen des Landes -:
Die Straßenausbaubeiträge mussten vor der Änderung des NGVFG auf der Grundlage des 
gesamten städtischen Aufwandes ermittelt werden. Nur auf den verbleibenden städtischen 
Aufwand nach Abzug der Einnahmen aus Straßenausbaubeiträgen wurde die 
Landeszuwendung gewährt. Zukünftig, wenn die Straßenausbaubeitragssatzung eine 
explizite Regelung dafür enthält, erfolgt die Zuwendung auf den förderfähigen städtischen 
Gesamtaufwand. Durch die Zuwendung des Landes reduziert sich der städtische 
beitragsfähige Aufwand, auf dessen Grundlage dann der auf die Beitragspflichtigen 
umlagefähige Aufwand ermittelt wird. Die Beitragspflichtigen zahlen dadurch geringere 



Straßenausbaubeiträge. Für Maßnahmen mit erteiltem Zuwendungsbescheid führt das Land 
keine geänderte Zuwendungsberechnung durch, sodass diese Regelung erst bei neuen 
beitragspflichtigen Maßnahmen Anwendung findet.

zu § 6 Abs. 3 Nr. 1 d (neu) und h - Verteilungsregelung -:
Das Niedersächsische Oberverwaltungsgericht (OVG) hat in seinem Urteil vom 
8. November 2018 - 9 LC 4/17 - entschieden, dass eine Verteilungsregelung in der Satzung 
nach dem Grundsatz der konkreten Vollständigkeit alle Verteilungskonstellationen erfassen 
muss, die in realistischer Weise in einer Gemeinde zu erwarten sind. Das OVG sah in seiner 
Entscheidung bei einer Gemeinde mit einer ähnlichen Verteilungsregelung wie die der Stadt 
Braunschweig, nicht alle Konstellationen als erfasst an, wenn sie nicht ausdrücklich geregelt 
werden. Die Straßenausbaubeitragssatzung wird deshalb um weitere mögliche 
Konstellationen ergänzt, um eventuelle Regelungslücken zu schließen.

zu § 15 - Verrentung -:
Der neue § 6 b Abs. 4 NKAG ermöglicht eine Verrentung der Beitragsschuld. Der Beitrag ist 
dann in höchstens 20 Jahresleistungen zu entrichten. Die Zinsberechnung orientiert sich am 
jährlich geltenden Basiszinssatz und kann bei bis zu 3 % über den Basiszinssatz liegen. Der 
zur Beschlussfassung vorgeschlagene Zinssatz soll 2 % über den Basiszinssatz betragen, 
damit die Zinshöhe identisch ist wie bei der Verrentung im Erschließungsbeitragsrecht und 
bei privatrechtlichen Forderungen. Der berechnete Zinssatz (z. Zt. 1,12 % pro Jahr) ist mithin 
geringer, als nach Abgabenordnung bei einer Stundung oder Ratenzahlung, der nach der 
Abgabenordnung 0,5 % pro Monat beträgt. 

Im Gegensatz zum einmaligen Verwaltungsaufwand für einen Stundungs- bzw. 
Ratenzahlungsbescheid verursacht eine Verrentung jedoch eine jährliche Neuberechnung 
und Festsetzung der Zinsen. Deshalb werden verwaltungsintern Beitragshöhen festgelegt, 
unterhalb derer der Verwaltungsaufwand für eine Verrentung nicht mehr gerechtfertigt wäre, 
auch zur Vermeidung von zusätzlichen Personalbedarf.

zu § 16 Abs. 3 - Inkrafttreten -:
Für die Regelungslücke im § 6 Abs. 3 ist es notwendig, eine Rückwirkung zum 11. Mai 2010, 
dem Inkrafttreten der letzten Neufassung der Straßenausbaubeitragssatzung, vorzusehen, 
um bestehende Rechtsunsicherheiten der zurzeit angewendeten Satzung zu heilen. Die 
rückwirkende Korrektur einer lückenhaften Regelung durch eine rechtmäßige Bestimmung ist 
nach ständiger Rechtsprechung (u. a. VG Leipzig, Urteil vom 13. Juli 2010 – 6 K 13396/07 -) 
zulässig.

Finanzielle Auswirkungen durch die 2. Änderungssatzung ergeben sich durch die 
Kompensation „Höhere Zuwendung/Geringere Einnahme“ nicht. Lediglich durch die 
Verrentung wird sich der Zahlungseingang von einigen Beitragspflichtigen verzögern.

Leuer

Anlage/n:
Anlage 1: 2. Änderungssatzung der Straßenausbaubeitragssatzung
Anlage 2: Synopse



Anlage 1 
Zweite Satzung  

zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes für straßenbauliche Maßnahmen 

(Straßenausbaubeitragssatzung) vom 29. September 2020 
 

Aufgrund des § 10 und des § 58 Abs. 1 Nr. 5 und 7 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), 
zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 15. Juli 2020 (Nds. GVBl. S. 244) und 
des § 6 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 
20. April 2017 (Nds.GVBl. S. 121), geändert durch Art. 1 des Gesetzes von 24. Oktober 2019 
(Nds. GVBl. S. 309) hat der Rat der Stadt Braunschweig in seiner Sitzung am 
29. September 2020 folgende Satzung beschlossen: 

 
Artikel I 

 
Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 des Niedersächsischen Kommunal-
abgabengesetzes für straßenbauliche Maßnahmen (Straßenausbaubeitragssatzung) vom 
11. Mai 2010 (Amtsblatt für die Stadt Braunschweig. 37. Jahrgang, Nr. 7 vom 18. Mai 2010, 
S. 23) in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 21. Juni 2016 (Amtsblatt für die Stadt 
Braunschweig. 43. Jahrgang, Nr. 10 vom 6. Juli 2016, S. 45) wird wie folgt geändert: 
 
§ 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 

„Die Stadt erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung, Erweiterung, 
Verbesserung und Erneuerung der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze (öffentliche 
Verkehrsanlagen), für die sie Träger der Straßenbaulast ist, Beiträge nach Maßgabe 
dieser Satzung. Die Beiträge werden von den Grundstückseigentümern bzw. 
Erbbauberechtigten erhoben, denen durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser 
öffentlichen Einrichtungen besondere wirtschaftliche Vorteile (Anliegervorteile) geboten 
werden. Dies gilt nicht, soweit Erschließungsbeiträge nach den §§ 127 ff. des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. August 2020 (BGBl. I S. 1728), erhoben werden können.“ 

 
§ 1 Abs. 2 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

 
„für Gemeindeverbindungsstraßen im Sinne von § 47 Nr. 2 des Niedersächsischen 
Straßengesetzes (NStrG) in der Fassung vom 24. September 1980 (Nds. GVBl. S. 59), 
zuletzt geändert durch die §§ 18 und 38 des Gesetzes vom 20. Juni 2018 
(Nds. GVBl. S. 112).“ 

 
§ 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 

„Bei öffentlichen Verkehrsanlagen im Sinne des § 47 Nr. 3 (Außenbereichsstraßen) des 
Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) in der Fassung vom 24. September 1980 
(Nds. GVBl. S. 59), zuletzt geändert durch die §§ 18 und 38 des Gesetzes vom 
20. Juni 2018 (Nds. GVBl. S. 112), gehören die Aufwendungen nach 
Abs. 1 Nr. 3 Buchst. c, g, h, i und Nr. 4 nicht zum beitragsfähigen Aufwand; Abs. 2 gilt 
entsprechend.“ 
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§ 4 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
 

„Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt, zunächst 
zur Deckung der Anteile der Stadt zu verwenden. Zuwendungen des Landes nach dem 
Niedersächsischen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (NGVFG) in der Fassung 
vom 27. März 2014, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
24. Oktober 2019 (Nds. GVBl. S. 309), werden abweichend von Satz 1 dieses Absatzes 
auf den nach § 2 ermittelten beitragsfähigen Aufwand angerechnet, soweit dieser 
zuwendungsfähig ist. Auf den um die Zuwendungen reduzierten beitragsfähigen 
Aufwand werden die Anteilssätze angewandt. Die Regelung für Zuwendungen nach 
NGVFG gilt für alle beitragspflichtige Maßnahmen, deren Zuwendungsbescheid nach 
Inkrafttreten dieser Änderungssatzung ergeht.“ 

 
§ 6 Abs. 3 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 
 

„Als Zahl der Vollgeschosse gilt - jeweils bezogen auf die in § 5 Abs. 3 bestimmten 
Flächen - bei Grundstücken, 
 
1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (§ 

5 Abs. 3 Nr. 1 und 2), 
a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse; 
b) für die der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen 

Anlagen festsetzt, in Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Sondergebieten im 
Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,50 m und in allen anderen Baugebieten 
die durch 2,80 m geteilte im Bebauungsplan als höchstzulässig festgesetzte 
Gebäudehöhe, wobei eine Bruchzahl auf die nächstfolgende ganze Zahl 
aufgerundet wird; 

c) für die der Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der 
baulichen Anlagen, sondern nur Grundflächen- und Baumassenzahl festsetzt, die 
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl, wobei eine Bruchzahl auf die 
nächstfolgende ganze Zahl aufgerundet wird; 

d) in den Fällen, in denen der Bebauungsplan für das Grundstück unterschiedliche 
Festsetzungen im Sinne von § 6 Abs. 3 Nr. 1 a) bis c) vorsieht, die sich aus den 
unterschiedlichen Festsetzungen ergebende höchstzulässige Zahl; 

e) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von 
einem Vollgeschoss je Nutzungsebene; 

f)  für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die 
Zahl von einem Vollgeschoss; 

g) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die 
Zahl von zwei Vollgeschossen; 

h) auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 a) bzw. d) bis g) oder die Höhe 
der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 b) bzw. c) überschritten 
wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach der 
tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenen Berechnungswerte nach Nr. 1 b) 
bzw. c).“ 
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§ 15 - Überschrift - erhält folgende Fassung: 
 

„Stundung, Ratenzahlung, Verrentung und Erlass“ 
 
§ 15 Abs. 2 wird neu eingefügt und erhält folgende Fassung: 
 

„Die Stadt kann auf Antrag zulassen, dass der Beitrag in Form einer Rente gezahlt wird. 
Der Antrag ist vor Fälligkeit des Beitrages zu stellen. Der Beitrag ist in höchstens 20 
Jahresleistungen zu entrichten. Der jeweilige Restbetrag wird mit 2 Prozent über dem zu 
Beginn des Jahres geltenden Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(BGB) verzinst. Sollte der Basiszinssatz unter minus 2 Prozent sinken, wird auf die 
Zinserhebung verzichtet.“ 

 
Der bisherige § 15 Abs. 2 wird ohne Veränderung neu zu § 15 Abs. 3. 
 
§ 16 Abs. 3 wird neu eingefügt und erhält folgende Fassung: 
 

„Abweichend von Absatz 1 treten § 6 Abs. 3 Nr. 1 d und h rückwirkend zum 11. Mai 2010 
in Kraft.“ 

 
Artikel II 

 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Braunschweig, den 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
 
 

Leuer 
Stadtbaurat 

 
Vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Braunschweig, den 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
 
 

Leuer 
Stadtbaurat 



  Anlage 2 
   

Synopse Begründung der Änderung 

 
Satzung 

über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes für 

straßenbauliche Maßnahmen (Straßen-
ausbaubeitragssatzung) vom 11. Mai 2010 

in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 21. Juni 2016 

 
Zweite Satzung 

zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Beiträgen nach § 6 des Niedersächsischen 

Kommunalabgabengesetzes für straßenbauliche 
Maßnahmen (Straßenausbaubeitragssatzung) vom  

29. September 2020 

 

 
Aufgrund des § 10 und des § 58 Abs. 1 Nr. 5 und 7 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), 
zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom  
12. November 2015 (Nds. GVBl. S. 311) und des § 6 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 23. Januar 2007 (Nds.GVBl. Nr.3/2007 S.41), 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes von 17. September 2015 
(Nds. GVBl. S.186) hat der Rat der Stadt Braunschweig in 
seiner Sitzung am 21. Juni 2016 folgende Satzung 
beschlossen: 

 
Aufgrund des § 10 und des § 58 Abs. 1 Nr. 5 und 7 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), 
zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom  
15. Juli 2020 (Nds. GVBl. S. 244) und des § 6 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 20. April 2017 (Nds.GVBl. S. 121), geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes von 24. Oktober 2019 (Nds. GVBl. 
S. 309) hat der Rat der Stadt Braunschweig in seiner Sitzung 
am 29. September 2020 folgende Satzung beschlossen: 

 

 
§ 1 

Allgemeines 
 

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Her-
stellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der 
öffentlichen Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Verkehrs-
anlagen), für die sie Träger der Straßenbaulast ist, Beiträge 
nach Maßgabe dieser Satzung. Die Beiträge werden von 
den Grundstückseigentümern bzw. Erbbauberechtigten er-
hoben, denen durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme 
dieser öffentlichen Einrichtungen besondere wirtschaftliche 
Vorteile (Anliegervorteile) geboten werden. Dies gilt nicht, 
soweit Erschließungsbeiträge nach den §§ 127 ff. des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), erhoben werden können. 

 
(2) Beiträge werden nicht erhoben für  
 

1. .…... 
2. …… 
3. …… 
4. ……. 
5. für Gemeindeverbindungsstraßen im Sinne von § 47 Nr. 2 

des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) in der 
Fassung vom 24. September 1980 (Nds. GVBl. S. 59), 
zuletzt geändert durch die §§ 38 und 60 des Gesetzes 
vom 28. Oktober 2009 (Nds. GVBl. S. 372) und 

6. …... 

 
§ 1 

Allgemeines 
 

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Her-
stellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der 
öffentlichen Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Verkehrs-
anlagen), für die sie Träger der Straßenbaulast ist, Beiträge 
nach Maßgabe dieser Satzung. Die Beiträge werden von 
den Grundstückseigentümern bzw. Erbbauberechtigten er-
hoben, denen durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme 
dieser öffentlichen Einrichtungen besondere wirtschaftliche 
Vorteile (Anliegervorteile) geboten werden. Dies gilt nicht, 
soweit Erschließungsbeiträge nach den §§ 127 ff. des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 
(BGBl. I S. 1728), erhoben werden können. 

 
(2) Beiträge werden nicht erhoben für  
 

1. .…... 
2. …… 
3. …… 
4. ……. 
5. für Gemeindeverbindungsstraßen im Sinne von § 47 Nr. 2 

des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) in der 
Fassung vom 24. September 1980 (Nds. GVBl. S. 59), 
zuletzt geändert durch die §§ 18 und 38 des Gesetzes 
vom 20. Juni 2018 (Nds. GVBl. S. 112) und. 

6. …… 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu § 1 Abs. 1 Satz 3: 
Durch die Neufassung des Baugesetzbuches vom  
3. November 2017 in der Fassung der letzten Änderung muss 
der Hinweis auf die Vorschrift aktualisiert werden.  
 
 
Hinweis: 
Absatz 2 Nr. 1 bis 4 und Nr. 6 unverändert 
 
 
 
zu § 1 Abs. 2 Nr. 5: 
Durch die Änderung des Niedersächsischen Straßengesetzes 
vom 20. Juni 2018 muss der Hinweis auf die Vorschrift 
aktualisiert werden. 
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Synopse Begründung der Änderung 

 
§ 2 

Umfang des beitragsfähigen Aufwandes 
 

(1) …. 
 
(2) …. 
 
(3) Bei öffentlichen Verkehrsanlagen im Sinne des § 47 Nr. 3 

(Außenbereichsstraßen) des Niedersächsischen Straßen-
gesetzes (NStrG) in der Fassung vom 24. September 1980 
(Nds. GVBl. S. 59), zuletzt geändert durch die §§ 38 und 60 
des Gesetzes vom 28. Oktober 2009 (Nds. GVBl. S. 372), 
gehören die Aufwendungen nach Abs. 1 Nr. 3 Buchst. c, g, 
h, i und Nr. 4 nicht zum beitragsfähigen Aufwand; Abs. 2 gilt 
entsprechend. 

 
§ 2 

Umfang des beitragsfähigen Aufwandes 
 

(1) …. 
 
(2) …. 
 
(3) Bei öffentlichen Verkehrsanlagen im Sinne des § 47 Nr. 3 

(Außenbereichsstraßen) des Niedersächsischen Straßen-
gesetzes (NStrG) in der Fassung vom 24. September 1980 
(Nds. GVBl. S. 59), zuletzt geändert durch die §§ 18 und 38 
des Gesetzes vom 20. Juni 2018 (Nds. GVBl. S. 112), 
gehören die Aufwendungen nach Abs. 1 Nr. 3 Buchst. c, g, 
h, i und Nr. 4 nicht zum beitragsfähigen Aufwand; Abs. 2 gilt 
entsprechend. 

 
 
 
 
Hinweis: 
Absätze 1 und 2 unverändert 
 
 
zu § 2 Abs. 3: 
Durch die Änderung des Niedersächsischen Straßengesetzes 
vom 20. Juni 2018 muss der Hinweis auf die Vorschrift 
aktualisiert werden.  
 

 
§ 3 

 

 
§ 3 

 

 
- unverändert - 

 
§ 4 

Anteil der Stadt und der Beitragspflichtigen am Aufwand 
 

(1) …. 
 
(2) …. 
 
(3) …. 
 
(4) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts 

anderes bestimmt, zunächst zur Deckung der Anteile der 
Stadt zu verwenden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) …. 
 
(6) …. 

 
§ 4 

Anteil der Stadt und der Beitragspflichtigen am Aufwand 
 

(1) …. 
 
(2) …. 
 
(3) …. 
 
(4) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts 

anderes bestimmt, zunächst zur Deckung der Anteile der 
Stadt zu verwenden. Zuwendungen des Landes nach dem 
Niedersächsischen Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz (NGVFG) in der Fassung vom 27. März 2014, 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 24. 
Oktober 2019 (Nds. GVBl. S. 309), werden abweichend 
von Satz 1 dieses Absatzes auf den nach § 2 ermittelten 
beitragsfähigen Aufwand angerechnet, soweit dieser 
zuwendungsfähig ist. Auf den um die Zuwendungen 
reduzierten beitragsfähigen Aufwand werden die 
Anteilssätze angewandt. Die Regelung für Zuwendungen 
nach NGVFG gilt für beitragspflichtige Maßnahmen, 
deren Zuwendungsbescheid nach Inkrafttreten dieser 
Änderungssatzung ergeht. 

 
 
 
(5) …. 
 
(6) …. 

 
 
 
 
Hinweis: 
Absätze 1, 2, 3, 5 und 6 unverändert 
 
 
 
 
zu § 4 Abs. 4 Satz 2 bis 4: 
Vor der Änderung des NGVFG vom 24. Oktober 2019 mussten 
Einnahmen aus Straßenausbaubeiträgen ermittelt werden und 
nur auf den verbleibenden städtischen Aufwand nach Abzug 
der Beitragseinnahmen wurde die Zuwendung gewährt. 
Zukünftig, wenn die Straßenausbaubeitragssatzung eine 
explizite Regelung dafür enthält, erfolgt die Zuwendung auf 
den gesamten förderfähigen städtischen Gesamtaufwand. 
Dadurch reduziert sich der städtische beitragsfähige Aufwand, 
auf dessen Grundlage der umlagefähige Aufwand ermittelt 
wird. Die Beitragspflichtigen zahlen dadurch geringere 
Straßenausbaubeiträge. 
Für Maßnahmen mit erteilten Zuwendungsbescheid führt das 
Land keine geänderte Zuwendungsberechnung durch, so dass 
diese Regelung erst bei neuen beitragspflichtigen Maßnahmen 
Anwendung findet. 
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Synopse Begründung der Änderung 

 
§ 5 

 

 
§ 5 

 

 
- unverändert - 

 
§ 6 

Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke 
 

(1) …. 
 
(2) …. 
 
(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt - jeweils bezogen auf die in  

§ 5 Abs. 3 bestimmten Flächen - bei Grundstücken, 
 

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplanes liegen (§ 5 Abs. 3 Nr. 1 und 2), 
a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige 

Zahl der Vollgeschosse; 
b) für die der Bebauungsplan statt der Zahl der Voll-

geschosse die Höhe der baulichen Anlagen festsetzt, in 
Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Sonder-
gebieten im Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 
3,50 m und in allen anderen Baugebieten die durch  
2,80 m geteilte im Bebauungsplan als höchstzulässig 
festgesetzte Gebäudehöhe, wobei eine Bruchzahl auf 
die nächstfolgende ganze Zahl aufgerundet wird; 

c) für die der Bebauungsplan weder die Zahl der Voll-
geschosse noch die Höhe der baulichen Anlagen, 
sondern nur Grundflächen- und Baumassenzahl 
festsetzt, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige 
Baumassenzahl, wobei eine Bruchzahl auf die nächst-
folgende ganze Zahl aufgerundet wird; 

 
 
 
 
 
d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet 
werden dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss je 
Nutzungsebene; 
e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne 

Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von einem Voll-
geschoss; 

f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne 
Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von zwei Voll-
geschossen; 

 

 
§ 6 

Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke 
 

(1) …. 
 
(2) …. 
 
(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt - jeweils bezogen auf die in  

§ 5 Abs. 3 bestimmten Flächen - bei Grundstücken, 
 

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplanes liegen (§ 5 Abs. 3 Nr. 1 und 2), 
a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige 

Zahl der Vollgeschosse; 
b) für die der Bebauungsplan statt der Zahl der Voll-

geschosse die Höhe der baulichen Anlagen festsetzt, in 
Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Sonder-
gebieten im Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 
3,50 m und in allen anderen Baugebieten die durch  
2,80 m geteilte im Bebauungsplan als höchstzulässig 
festgesetzte Gebäudehöhe, wobei eine Bruchzahl auf 
die nächstfolgende ganze Zahl aufgerundet wird; 

c) für die der Bebauungsplan weder die Zahl der Voll-
geschosse noch die Höhe der baulichen Anlagen, 
sondern nur Grundflächen- und Baumassenzahl 
festsetzt, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige 
Baumassenzahl, wobei eine Bruchzahl auf die nächst-
folgende ganze Zahl aufgerundet wird; 

d) In den Fällen, in denen der Bebauungsplan für das 
Grundstück unterschiedliche Festsetzungen im 
Sinne von § 6 Abs. 3 Nr. 1 a) bis c) vorsieht, die sich 
aus den unterschiedlichen Festsetzungen 
ergebende höchstzulässige Zahl; 

e) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet 
werden dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss je 
Nutzungsebene; 

f) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne 
Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von einem Voll-
geschoss; 

g) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne 
Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von zwei Voll-
geschossen; 

 

 
 
 
 
Hinweis: 
Absätze 1, 2 und 4 unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu § 6 Abs. 3 Nr. 1 d) [neu] und h): 
Nach der Entscheidung des Niedersächsischen Oberver-
waltungsgerichts vom 8. November 2018 – 9 LC 4/17 – muss 
eine Verteilungsregelung nach dem Grundsatz der konkreten 
Vollständigkeit alle Verteilungskonstellationen erfassen, die in 
realistischer Weise in einer Gemeinde zu erwarten sind. Das 
OVG sah in seiner Entscheidung bei einer Gemeinde mit einer 
ähnlichen Verteilungsregelung nicht alle Konstellationen als 
erfasst an, wenn sie nicht ausdrücklich geregelt werden. Die 
Satzung wird deshalb um weitere mögliche Konstellationen 
ergänzt, um eventuelle Regelungslücken zu schließen. 
 
zu § 6 Abs. 3 Nr. 1 e, f und g: 
Die bisherigen Nr. 1 d, e und f werden zu Nr. 1 e, f und g. 
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2. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder 

teilweise innerhalb des im Zusammenhang bebauten 
Ortsteils liegen (§ 5 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 4), oder für 
Grundstücke, für die der Bebauungsplan nicht die er-
forderlichen Festsetzungen enthält, 
a) bei bebauten Grundstücken die höchste Zahl der tat-

sächlich vorhandenen Vollgeschosse, 
b) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der 

näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Voll-
geschosse. 

 
(4) …. 

 

 
h) auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 a) 

bzw. d) bis g) oder die Höhe der baulichen Anlagen 
bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 b) bzw. c) 
überschritten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl 
der Vollgeschosse bzw. die sich nach der 
tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenen 
Berechnungswerte nach Nr. 1 b) bzw. c). 

 
 
2. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder 

teilweise innerhalb des im Zusammenhang bebauten 
Ortsteils liegen (§ 5 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 4), oder für 
Grundstücke, für die der Bebauungsplan nicht die er-
forderlichen Festsetzungen enthält, 
a) bei bebauten Grundstücken die höchste Zahl der tat-

sächlich vorhandenen Vollgeschosse, 
b) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der 

näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Voll-
geschosse. 

 
(4) …. 

 

 
§ 7 bis § 14 

 

 
§ 7 bis § 14 

 

 
- unverändert - 

 
§ 15 

Stundung, Ratenzahlung und Erlass 
 
(1) ….. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 15 

Stundung, Ratenzahlung, Verrentung und Erlass 
 
(1) …. 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Stadt kann auf Antrag zulassen, dass der Beitrag in 

Form einer Rente gezahlt wird. Der Antrag ist vor 
Fälligkeit des Beitrages zu stellen. Der Beitrag ist in 
höchstens 20 Jahresleistungen zu entrichten. Der 
jeweilige Restbetrag wird mit 2 Prozent über dem zu 
Beginn des Jahres geltenden Basiszinssatz nach § 247 
des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) verzinst. Sollte 
der Basiszinssatz unter minus 2 Prozent sinken, wird auf 
die Zinserhebung verzichtet. 

 

zu § 15 „Überschrift“: 
Durch die Änderung des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes vom 20. April 2017 durch das 
Gesetz von 24. Oktober 2019 wird den Kommunen die 
Möglichkeit eingeräumt, den Beitrag zu verrenten. Die 
Überschrift des § 15 wird an den neuen Inhalt angepasst. 
 
Hinweis: 
Absatz 1 unterändert. 
 
zu § 15 Abs. 2: 
Der neue § 6 b Abs. 4 des Niedersächsischen Kommunal-
abgabengesetzes ermöglicht eine Verrentung der Beitrags-
schuld. Der Zinssatz kann bei bis zu 3 % über dem zu Beginn 
eines Jahres geltenden Basiszinssatz liegen. Der Zinssatz soll 
2 % über den Basiszinssatz betragen, damit die Zinshöhe 
identisch ist wie bei der Verrentung im Erschließungs-
beitragsrecht und bei privatrechtlichen Forderungen. 
Im Rahmen ihres Ermessensspielraum kann nun die Stadt die 
finanzielle Leistungsfähigkeit des Beitragspflichtigen 
berücksichtigen. Allerdings wird es auch Beitragshöhen geben, 
unterhalb derer der Verwaltungsaufwand für eine Verrentung 
nicht mehr gerechtfertigt wäre. Der Basiszinssatz zum 
1. Januar 2020 beträgt -0,88 % im Jahr, der Zinssatz würde 
damit zurzeit bei 1,12 % jährlich liegen. 
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(2) Im Einzelfall kann die Stadt von der Erhebung des Beitrages 

ganz oder teilweise absehen, wenn dies zur Vermeidung 
unbilliger Härten geboten ist. Die Freistellung kann auch für 
den Fall vorgesehen werden, dass die Beitragspflicht noch 
nicht entstanden ist. 

 

 
(3) Im Einzelfall kann die Stadt von der Erhebung des Beitrages 

ganz oder teilweise absehen, wenn dies zur Vermeidung 
unbilliger Härten geboten ist. Die Freistellung kann auch für 
den Fall vorgesehen werden, dass die Beitragspflicht noch 
nicht entstanden ist. 

 

 
zu § 15 Abs. 3: 
Der bisherige Absatz 2 wird zu Absatz 3. 

 
§ 16 

Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in 
Kraft. 

 
(2) Abweichend von Absatz 1 treten § 1 Abs. 2 Nr. 5 und 6 und 

§ 4 Abs. 2 Nr. 2 e rückwirkend zum 1. März 1983 in Kraft. 
 
 
 
 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

 
I. V. 

 
 

Leuer 
Stadtbaurat 

 
Vorstehende Satzung wird hiermit bekanntgemacht. 

 
§ 16 

Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in 
Kraft. 

 
(2) Abweichend von Absatz 1 treten § 1 Abs. 2 Nr. 5 und 6 und 

§ 4 Abs. 2 Nr. 2 e rückwirkend zum 1. März 1983 in Kraft. 
 
(3) Abweichend von Absatz 1 treten § 6 Abs. 3 Nr. 1 d und h 

rückwirkend zum 11. Mai 2010 in Kraft. 
 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

 
I. V. 

 
 

Leuer 
Stadtbaurat 

 
Vorstehende Satzung wird hiermit bekanntgemacht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu § 16 Abs. 3: 
Um die Regelungslücken im Verteilungsmaßstab zu schließen, 
treten diese rückwirkend in Kraft. Zur Korrektur von 
lückenhaften Regelungen durch rechtmäßige Bestimmungen 
ist eine Rückwirkung nach ständiger Rechtsprechung zulässig 
(u. a. VG Leipzig, Urteil vom 13. Juli 2010 – 6 K 1339/07 -). 
Für laufende beitragspflichtige Maßnahmen ergeben sich 
dadurch keine Verschlechterungen bzw. Veränderungen. 
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